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Hilfsorganisationen werden in Konflikten immer häufiger als Partei wahrgenommen und die Helfer damit Ziel von Angriffen


VON KATHARINA SPERBER UND FRAUKE HASS







Zivile Helfer in Gefahr (ap)
Steter Tropfen höhlt den Stein. Entstanden ist ein großes Loch, in das die internationale humanitäre Hilfe zu stürzen droht. Ende Juli verließ "Ärzte ohne Grenzen" Afghanistan, nachdem im Juni fünf Mitarbeiter ermordet worden waren. Die Helfer gaben auf, weil alle Militärs, die im Land stehen, sie nicht schützen können. Anfang August haben sich die "Malteser" aus demselben Grund aus dem Nordosten des unruhigen Landes zurückgezogen. Und die Katastrophenhilfe des Diakonischen Werks holte jüngst ihren letzten deutschen Mitarbeiter aus Irak zurück, weil auch sein Leben nicht mehr sicher war. 

Sind die Helfer feige geworden? "Nein", sagt Jürgen Lieser, von Caritas international, "aber wenn immer mehr Kriege mit Menschenrechten und humanitären Anliegen legitimiert werden, dann werden die Hilfsorganisationen als Teil der Kampfführung betrachtet und nicht mehr als neutral." Damit geraten die Helfer in Gefahr. 



Ausgehöhlte Neutralität


Dieser Prozess hat sich in den vergangenen zehn Jahren beschleunigt. Regierungen und Militärführungen geben nicht nur ihrem Ordnungs- und Machtbegehren immer häufiger einen humanitären Anstrich, sie höhlen auch stetig den Grundsatz der Hilfsorganisationen aus – neutral sein zu müssen, um helfen zu können. Lieser fallen Vorfälle ein, bei denen man humanitäre Hilfe instrumentalisierte. Etwa 1992/1993 in Somalia, als dort US-Truppen mit dem erklärten Ziel landeten, die humanitäre Hilfe zu schützen. Die Schutztruppe verwickelte sich in den blutigen Konflikt, wurde selbst Kriegspartei. Bald richteten sich die Feindseligkeiten der Somalier auch gegen die Hilfsorganisationen, weil die Nichtregierungsorganisationen (NGOs – non-governmental Organisations) "unmittelbar mit den Militäraktionen assoziiert wurden", sagt Lieser. Oder 1999, als die Bundeswehr in Kosovo viele eigene Hilfsprojekte begonnen hatte – zum Teil zusammen mit zivilen Hilfsorganisationen. Andere NGOs hatten das heftig kritisiert. In Delovce war folgendes Schild zu lesen: "Hier baut die Bundesrepublik Deutschland unter Verwendung von Spendengeldern der Deutschen Arbeitwohlfahrt als Maßnahme der ,humanitären Hilfe‘... Projektleitung/Ausführung ... Cimic Objektschutzstaffel der Luftwaffe". Das sei eine "gravierende Verletzung des Neutralitätsgebot", sagt Lieser, wenn Hilfsorganisationen Geld geben und die Bundeswehr die Projekte übernimmt. Jüngstes Beispiel: Die BBC meldete Ende Juli, "Hilfsorganisationen" hätten es "begrüßt", dass französische Truppen in Tschad an die Grenze zu Sudan marschierten, wo hunderttausende Flüchtlinge aus Sudan auf Hilfe angewiesen sind. Welche NGOs sich zu einer solchen Äußerung hatten hinreißen lassen, meldete der Sender allerdings nicht. Es ist kein Wunder, dass sich die Wahrnehmung der Hilfen in jenen Ländern, die sie so dringend benötigen, verändert. Ulla Felsenstein von der Katastrophenhilfe des Diakonischen Werkes berichtete von Erfahrungen aus Irak: "Die Bevölkerung meint, das Militär zerstört und die Hilfsorganisationen laufen hinterher und bauen wieder auf." 

Schon frühzeitig haben NGOs diese Gefahr bemerkt und versuchen, sich dagegen zu stemmen. Sie gaben sich wie Venro, der Verband deutscher Nichtregierungsorganisationen, selbst Leitlinien, wie sie der Falle entkommen können. Sie bestehen auf strikter Trennung von Militär und humanitärer Hilfe, auf absolute Neutralität. Sei diese in Gefahr, müsse auf eine Zusammenarbeit mit Streitkräften "verzichtet" werden, heißt es im Venro-Papier. Dennoch schließt der Verband ein Zusammengehen nicht grundsätzlich aus, legt aber Wert darauf, dass Hilfsangebote stets nur unter "ziviler" Kontrolle stehen dürften.



US-Regierung gängelt NGOs


Aber davon wollen Militärs nichts wissen. Schon im September 2002, fast ein halbes Jahr vor Beginn des Irak-Kriegs, hatten sich US-Hilfsorganisationen an den Präsidenten mit der Bitte gewandt, im Falle eines Kriegs die Unabhängigkeit der NGOs zu gewährleisten. George W. Bush lehnte ab. Das Pentagon gab bekannt, dass es alle humanitäre Hilfe und den zivilen Aufbau selbst übernehmen wolle, Begründung: "Wir wollen nicht dieselben Fehler wie in Afghanistan machen." Das Verteidigungsministerium verlangte von allen NGOs, sie müssten sich registrieren lassen, ehe sie in Irak arbeiten dürften. Was diese meist empört ablehnten. Paul Bremer, der Chef der US-Übergangsverwaltung, forderte nach dem Sturz Saddam Husseins, die NGOs müssten bei ihm vierteljährlich Rechenschaft über ihr Tun ablegen. Außenminister Colin Powell erklärte humanitäre Organisationen zu einem "Teil der US-Militärstrategie" und zu "Multiplikatoren unserer Macht". Das war nach dem Anschlag auf das Hauptquartier des Internationalen Roten Kreuzes in Bagdad, bei dem viele Menschen ihr Leben verloren und in dessen Folge die Hilfsorganisation das Land verließ.

Vor der Instrumentalisierung der Hilfe in Ländern wie Irak warnt auch der Geschäftsführer von Medico international, Thomas Gebauer: "Wenn US-Außenminister Powell sagt, dass Hilfsorganisationen Machtmultiplikatoren der eigenen Truppen sind, trägt das zur Legitimation solcher Kriege bei." Krieg werde als "führbar betrachtet, wenn gewissermaßen die Verbandstruppen immer hinterherlaufen und die Verletzten versorgen". Diese Entwicklung, warnt Gebauer, könnte zu einem "Umdenken in der Außenpolitik" führen.
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